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1 Lage und Abgrenzung des Gebietes 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ erstreckt sich über eine 

Teilfläche des rechtskräftigen Ursprungsbebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“. Das 

betroffene Areal liegt im Südosten von Damme, östlich der Hunteburger Straße (L 80). Der 

Änderungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 4.400 m². 

 

Der genaue Verlauf der Geltungsbereichsgrenze ergibt sich aus dem zugehörigen Lageplan der 

Satzung. 

2 Planungsziele und Vorgaben 

2.1 Planungsanlass und Erfordernis 

Der Bebauungsplan Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ setzt in den Textlichen Festsetzungen 

folgende Nutzungen fest:  

„Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten 

werden als Nutzung ausgeschlossen, weil auf der Fläche vorrangig die gewerbliche Nutzung 

gestärkt werden soll, um so Raum für Arbeitsplätze zu schaffen.“ 

In den Textlichen Festsetzungen sollen die Nutzungen nach der Baunutzungsverordnung 

geringfügig angepasst werden. Vorgesehen ist, dass die Anlagen für gesundheitliche Zwecke in 

einem Teilbereich des Plangebietes zulässig sind. Im Rahmen des 1. Änderungsverfahrens sollen 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein konkretes Nutzungskonzept durch eine 

orthopädische Facharztpraxis geschaffen werden. 

 

Ziel der 1. Änderung des Bebauungsplans ist darüber hinaus, die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für eine optimierte bauliche Nutzung im betroffenen Gewerbegebiet (GE) zu 

schaffen. Konkret soll die Abgrenzungslinie unterschiedlicher Höhenfestsetzungen (sog. 

„Knödellinie“) ca. 10,00 m in Richtung Süden verschoben werden. Dadurch wird der Bereich, in dem 

eine Gebäudehöhe von bis zu 20 m zulässig ist, geringfügig vergrößert, während der Bereich mit 

einer maximalen Höhe von 15 m im gleichen Maße verkleinert wird, alles vor dem Hintergrund einer 

optimierten Grundstücksausnutzung sowie die Vermeidung der Zerschneidung des Grundstücks 

durch die oben beschriebene Entwicklung. 

2.2 Vereinfachtes Verfahren 

Für die Änderung eines Bebauungsplanes kann das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB 

angewandt werden. 

Gemäß § 13 Abs. 1 BauGB kann die Stadt ein solches Verfahren durchführen, sofern durch die 

Änderung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Dies ist im vorliegenden Fall gegeben, 

da lediglich eine einzelne textliche Festsetzung im bestehenden Bebauungsplan modifiziert wird, 

ohne das städtebauliche Gesamtkonzept oder die grundlegende planerische Konzeption des 

Ursprungsplanes zu verändern. Ebenso stellt die Verschiebung einer internen Höhengrenze um 

wenige Meter eine bloße Anpassung an die bauliche Praxis dar und lässt das planerische 

Grundkonzept der Stadt unangetastet. 

 

Darüber hinaus liegen die weiteren gesetzlichen Voraussetzungen für die Durchführung des 

vereinfachten Verfahrens vollumfänglich vor: 

• Keine UVP-Pflicht: Durch die Anpassung der textlichen Festsetzung wird kein Vorhaben 

vorbereitet oder begründet, das einer Pflicht zur Durchführung einer 
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Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegt. 

• Keine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten: Es bestehen keinerlei 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 

genannten Schutzgüter (FFH-Gebiete oder Europäische Vogelschutzgebiete). Das 

Plangebiet liegt außerhalb solcher Schutzgebiete; negative Auswirkungen auf deren 

Erhaltungsziele oder Schutzzwecke sind durch die rein textliche Anpassung 

ausgeschlossen. 

• Keine Störfall-Relevanz: Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Planung 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 

§ 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beachten sind. 

Da die geplante Änderung des Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung unberührt lässt und 

die vorstehenden Kriterien erfüllt, sind die Voraussetzungen für das vereinfachte Verfahren gemäß 

§ 13 BauGB gegeben. 

Demnach wird gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 

von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 

Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden 

Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. Eine Umweltüberwachung (Monitoring) nach § 4c 

BauGB ist ebenfalls nicht erforderlich. 

2.3 Regionales Raumordnungsprogramm des Landkreises Vechta (2022) 

Das Plangebiet ist im wirksamen Regionalen Raumordnungsprogramm 2022 des Landkreises 

Vechta der Kategorie des zentralen Siedlungsgebietes zugeordnet, wodurch die planerische 

Anpassung im Einklang mit den regionalplanerischen Vorgaben steht. 

2.4 Flächennutzungsplan 

Im bisher wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Damme ist das Plangebiet als 

Gewerbegebiet dargestellt. Die Bebauungsplanänderung wird damit aus dem Flächennutzungsplan 

entwickelt. 

2.5 Örtliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des zentralen Siedlungsgebietes der Stadt Damme und liegt 

vollumfänglich im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet 

Südfelde“. Der bestehende Plan setzt für diesen Bereich ein Gewerbegebiet (GE) mit 

einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8, einer Baumassenzahl (BMZ) von 10,0 sowie 

einer abweichenden Bauweise fest.  

Der Änderungsbereich wird im Süden durch eine Knödellinie gekreuzt, die den Änderungsbereich 

in zwei verschiedene Höhenmaße unterteilt (GH 20,0 m und GH 15 m). 

Die städtebauliche Umgebung ist wie folgt geprägt: Westlich des Geltungsbereichs verläuft die 

Hunteburger Straße (Landesstraße 80), während das Gebiet im Norden durch den Ostring begrenzt 

wird. Östlich und südlich schließen unmittelbar weitere gewerbliche Nutzungen an den 

Änderungsbereich an. 

Derzeit stellt sich das Plangebiet als unbebaute Freifläche dar. 
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2.6 Immissionssituation 

Die Immissionssituation, insbesondere bezüglich des Verkehrs- und Gewerbelärms, wurde bereits 

im Rahmen des Ursprungsbebauungsplanes umfassend geprüft. Da sich durch die vorliegende 1. 

Änderung keine immissionsschutzrechtlichen Änderungen ergeben, bleiben die diesbezüglichen 

Festsetzungen des Ursprungsplanes vollumfänglich und unverändert in Kraft. 

3 Bisherige und geplante Festsetzungen 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ setzt für das Plangebiet ein 

Gewerbegebiet (GE) fest. Diese Art der baulichen Nutzung wird im Zuge der vorliegenden 1. 

Änderung unverändert beibehalten. 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wurde im ursprünglichen Bebauungsverfahren auf die jeweiligen 

städtebaulichen Ziele abgestimmt. Mit Ausnahme der geringfügigen Verschiebung der internen 

Höhenlinie (Knödellinie) bleiben die diesbezüglichen Festsetzungen des 

Ursprungsbebauungsplanes von der 1. Änderung unberührt und sind somit weiterhin für das 

Plangebiet bindend.  

3.3 Übrige Festsetzungen, örtliche Bauvorschriften und Hinweise 

Sämtliche nicht von dieser Änderung betroffenen textlichen Festsetzungen, örtlichen 

Bauvorschriften und Hinweise des ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet 

Südfelde“ gelten unverändert fort. Um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, wird auf eine 

erneute detaillierte Darstellung in der vorliegenden Begründung verzichtet. 

3.4 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist über den „Ostring“ sowie über die interne 

Erschließungsstraße „Webergasse“ innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 170 

„Gewerbegebiet Südfelde“ gesichert. Da es sich um eine Teilflächenanpassung im Geltungsbereich 

des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ handelt, ist die ver- und 

entsorgungstechnische Erschließung (einschließlich Wasser, Abwasser, Strom, 

Niederschlagswasser und Abfallentsorgung) bereits vollumfänglich über das bestehende 

Planungsrecht geregelt und bedarf keiner Anpassung. 

4 Auswirkungen der Planung 

4.1 Auswirkungen auf die bestehende Planung 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ führt zu keinen 

grundlegenden Abweichungen von den ursprünglichen Planungszielen. Es wird lediglich eine 

einzelne textliche Festsetzung modifiziert, um in einem Teilbereich eine gesundheitliche Einrichtung 

im Plangebiet zu ermöglichen. Die geringfügige Verschiebung der Abgrenzungslinie 
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unterschiedlicher Höhenfestsetzungen ist für die Herstellung einer städtebaulich und funktionalen 

Einheit sinnvoll. 

 

Die Stadt geht daher davon aus, dass von dieser geringfügigen Anpassung keine negativen 

Auswirkungen auf bestehende oder künftige Nutzungen im und um das Plangebiet ausgehen. 

4.2 Belange von Natur und Landschaft 

Da die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ im 

vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt wird, wird von der Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB und dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen (vgl. Kapitel 2.2 dieser 

Begründung). Unabhängig davon werden durch die geringfügigen Anpassungen zur Ermöglichung 

einer gesundheitlichen Einrichtung keine geschützten Arten oder deren Lebensstätten beeinträchtigt 

oder zerstört. 

4.3 Hinweise 

Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) regelt die energetischen Anforderungen an beheizte oder 

klimatisierte Gebäude, die Erstellung und Verwendung von Energieausweisen sowie den 

verpflichtenden Einsatz erneuerbarer Energien. Das Gesetz dient der Umsetzung europäischer 

Vorgaben zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und führt das bisherige Energieeinsparrecht 

zusammen. Die jeweils aktuell gültigen gesetzlichen Vorgaben des GEG sind bei allen baulichen 

Vorhaben im Plangebiet zwingend zu beachten. 

 

Photovoltaikanlagen (Solarpflicht) 

Gemäß § 32a der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) besteht bei der Errichtung von 

Gebäuden mit einer Dachfläche von mindestens 50 m² die gesetzliche Verpflichtung, mindestens 

50 Prozent dieser Fläche mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Diese landesrechtliche Vorgabe 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergie ist bei der Ausführungsplanung der künftigen Hochbauten 

zu berücksichtigen. 

 

Änderung des Nutzungskataloges  

Mit dem Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ 

wird für den räumlichen Geltungsbereich dieser Änderung die textliche Festsetzung Nr. 1.2 des seit 

dem 20.06.2018 rechtskräftigen Ursprungsbebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ 

ersetzt. 

 

Verschiebung Knödellinie 

Mit dem Inkrafttreten der 1. Änderung wird die Abgrenzungslinie unterschiedlicher 

Höhenfestsetzungen ausschließlich im zeichnerisch dargestellten Geltungsbereich um ca. 10 Meter 

nach Süden verschoben. Die genaue neue Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

 

Sämtliche übrigen textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweise des 

Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ bleiben von dieser 1. Änderung unberührt und 

behalten weiterhin vollumfänglich ihre Rechtskraft. 

 

Rechtsgrundlagen für die Bebauungsplanänderung 

Die Planänderung wird auf der Grundlage der folgenden gesetzlichen Vorschriften in den jeweils 

aktuell gültigen Fassungen durchgeführt: 
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• Baugesetzbuch (BauGB) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) 

5 Verfahren 

Aufstellungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Damme hat in seiner Sitzung am 05.05.2026 die Einleitung des Verfahrens zur 1. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ im vereinfachten Verfahren 

gemäß § 13 BauGB beschlossen. 

 

Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB)  

Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind im Rahmen der 

Beteiligung gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 BauGB an der Planung 

beteiligt worden. Diese Beteiligung erfolgte durch die Übersendung des Planentwurfs sowie der 

dazugehörigen Begründung mit der Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen 

Frist. 

 

Veröffentlichung im Internet und öffentliche Auslegung  

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ wurde 

zusammen mit der dazugehörigen Begründung im Internet auf der Website der Stadt Damme 

veröffentlicht. 

Im gleichen Zeitraum vom ….. bis …… lagen die Unterlagen als leicht zugängliches Angebot im 

Rathaus der Stadt Damme (Mühlenstraße 18, 49401 Damme) öffentlich aus. Ort, Dauer und die 

Internetadresse der Veröffentlichung wurden ortsüblich mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass 

Stellungnahmen während der Veröffentlichungsfrist elektronisch übermittelt oder bei Bedarf auch 

schriftlich oder zur Niederschrift im Rathaus abgegeben werden können. 

 

Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 BauGB:  

Da die Voraussetzungen des vereinfachten Verfahrens vorliegen, wurde von einer Umweltprüfung 

nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 

2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

 

Satzungsbeschluss Die vorliegende Fassung der Begründung war Grundlage des 

Satzungsbeschlusses des Rates der Stadt Damme vom …. 

Damme, den ........................... 

 

 

....................................................... 

Bürgermeister 

Anlage 1: Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ 
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